
Wenn der Staat seinen Gläubigern Zinsen zahlt, gibt er sein Geld den
Reichen. Ein Abbau der Schulden durch die Schuldenbremse ist deshalb
auch ein Beitrag zu einer gerechteren Verteilung unseres Reichtums.

Irrtum 8: 

Bei der Volksabstimmung am 27. März wird entschieden, ob das Schuldenverbot in der hessischen Landes-
verfassung verankert wird. Konkret heißt das: keine neuen Kredite für das Land ab 2020. Wir wollen Hessen
nicht lahm legen und sagen deshalb: Nein zur Schuldenbremse! Staatliche Leistungen für Kinderbetreuung,
Bildung, öffentliche Sicherheit und kommunale Infrastruktur dürfen nicht ausgebremst werden. 

www.gerecht-geht-anders-hessen.de www.handlungsfaehiges-hessen.de

Von Zinszahlungen profitieren vorwiegend Banken und Menschen mit
großem Vermögen. Ungerechtigkeit entsteht dadurch, dass Zinszahlungen
aus Steuern der Gering- und Normalverdienenden finanziert werden.
Für eine gerechtere Verteilung des Wohlstands braucht es deshalb eine
Steuerpolitik, die Gutverdienende und Vermögende stärker belastet.

Insbesondere Banken und Menschen mit sehr großem Vermögen leihen dem
Staat Geld. Zinszahlungen fließen somit in großem Umfang an die, die ohnehin
schon viel mehr haben als andere. Zinszahlungen, die durch Steuern auf hohe
Einkommen und große Vermögen finanziert werden, sind daher nicht ungerecht.
Sie folgen vielmehr dem Prinzip von Geben und Nehmen.

Werden Zinszahlungen jedoch durch steigende Steuern für Gering- und
Normalverdienende und durch Kürzungen der Sozialleistungen finanziert,
ist diese Umverteilung ungerecht.

Eine verteilungsbewusste Steuerpolitik, ergänzt durch eine ebensolche Sozial-
und Lohnpolitik, ist das effektivste Instrument für eine gerechtere Verteilung
des Wohlstands.

Hessen steht in der Verantwortung, allen Menschen ein menschenwürdiges Leben
zu ermöglichen und ihnen einen adäquaten Anteil an unserem Wohlstand zukommen
zu lassen. Die Schuldenbremse bewirkt das Gegenteil. 
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ERSPART UNS DAS!
NEIN ZUR SCHULDENBREMSE.

NEIN AM 27. MÄRZ BEI DER VOLKSABSTIMMUNG!

FALSCH!




